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In welchen Ländern konnte von der Arbeitgeberseite Unterstützung für den Aufbau von Wohlfahrtsstaat­

lichkeit eingeholt werden? Dort, wo starke Großunternehmen und hochorganisierte Arbeitgeberverbände 

existieren - lautet die Antwort aus der sozialwissenschaftlichen Forschung. Das hat auch seine Schattensei­

ten, wie uns die deutsche Frühverrentungspraxis lehrt. 

• Während inLändern ,,Yie Däne­

mark und den Niederlanden unge~ 
sozialdemokratischen Parteien. Län­

d~r mit starken G~werkschaften und -- - - -

fäh~ 33 Prozent des Br~ttqinlands- ..• erfolgreichen •. sozialdernÖkratischen 

produkts furSoziaH~isturigen aufge- Parteien verfügen deshalb Ühef aus­

wenqelwerden, sincI is il1 d~n lJSA. ·.· gebatite Wohlfahrtsstaaten. Dem liegt 

nur kn<!P}' l?Prozent, in Irland die implizite A.nnahme zugrunde, 

nicht mehr als :2.-0 Prozent. Warüm . Unternehmen seien prinzipiell gegen 

sind .in einigen \Ve~tlich~.n Jridusthec• w()hlfahrtsstaatliche .Maßnahmen, 

·länqern··schwa.che, in aridem1ver~. müssten .durch dieKari1pfkraft der 

glei~hsweis\ en!Wickelte wohlfahrts~ ... r\rbeitneh.me1r .·zu deren Akzeptanz 

staatlicheRegime entstanden?·t~r gezwungen.·werden. und würden sie 

prorn!nenteste Ansatz zur Erklärung ai:lschaffeh~ · wenn ·ihre Durchset­

von Wohlfahrtssfaatlich~eit. ist der zungsfähigkeit dies zuließe. Sozi<Jl­

. Machtressourcen~Ansarz. Die „De~ .· ·· poliük sei deshalb, wie der sch\vedi­

kommodifizierurig" durc4 Sqzialpo~ ····•·sehe Wohlfahrtsstaatsexperte G0sta 

litik,. also die Zurückdr~ngung des 

\Xf arencharakiers der f\rbeitskr~ft, ist 

dieser Sicht züfolgc das Ergebrüs det. 

Esping-Andersen fonnulierte, „,Poli­

tik gegen Märkte". 

~1l1 jüngster Zeit erschien.en einige 

Machtressourceri der Arbeiterbewe-··· Zeitschrifrenau.fsiitze, in denen ·die 

Von Martin Höpner 

Der Autor ist wissenschaftli-

eher Mitarbeiter am Max- .. 

Planckctnstitut für Gesell~~hafts- · 

forschung in Köln und war 

Prnmotionsstipendiat der Hans­

Böckler· Stiftung. l;rresümiert 

für die Mitbestimmung 

regelmäßig Erkenntnisse aus 

internationalen sozralwis.sen-

schaftlichen Publikationen. 
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Gh@mpi-fg·koeln.mpg.d~] 
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-+ m emem anderen Licht diskutiert 

wird. Es wird danach gefragt, ob 

Unternehmen ein Interesse an Sozial­

politik entwickeln können und inwie­

weit sie am Aufbau von Wohlfahrts­

staatlichkeit beteiligt waren. Diese 

Akteure, so die These der Autoren, 

seien für Sozialpolitik wichtiger, als 

von Vertretern des Machtressourcen­

Ansatzes angenommen wurde. 

Entscheidend: hochorgani­

sierte Arbeitgeberverbände 

In Ausgabe 8/2001 der Comparative 

Polideal Studies diskutieren die ame­

rikanischen Politologen Duane Swank 

von der Marquette University, Mil­

waukee, und Cathie Jo Martin von 

der Boston University diese Frage 

anhand eines großen international 

vergleichenden Datensatzes. Ihre The­

se ist: Die Stärke von Arbeitgeber­

verbänden und das Ausmaß, in dem 

Unternehmen koordiniert handeln, 

federung steigert die Flexibilität, die 

Unternehmen ihren Beschäftigten 

auferlegen können. Um die Auf­

merksamkeit von Unternehmen auf 

solch langfristige, gemeinsame Ziele 

lenken zu können, sind Arbeitgeber­

verbände vonnöten. Ein hoher Orga­

nisationsgrad der Arbeitgeber fördert 

deshalb - so die Autoren - die still­

schweigende Akzeptanz, wenn nicht 

sogar die aktive Förderung wohl­

fahrtsstaatlicher Politik und ist da­

mit ein Vehikel zur Durchsetzung ge­

werkschaftlicher und sozialdemokra­

tischer Ziele. 

Um diese Thesen zu überprüfen, 

untersuchen Duane Swank und Ca­

thie Jo Martin die Sozialquoten (So­

zialausgaben im Verhältnis zum Brut­

toinlandsprodukt) und die Ausgaben 

für aktive Arbeitsmarktpolitik in 15 

OECD-Ländern zwischen 1970 und 

1995. Es zeigt sich ein deutlicher sta­

tistischer Zusammenhang zwischen 

der Organisiertheit der Arbeitgeber 

einerseits und Sozialquoten und Ar-

Unternehmen sind nicht per se Verfechter neoliberaler Politik. 
Ihre Haltung zum Wohlfahrtsstaat hängt von ihrer Organisa­
tionsfähigkeit ab und von ihrer Fähigkeit, langfristig zu denken. 

sind entscheidende Faktoren für die 

arbeitgeberseitige Unterstützung von 

Sozialpolitik. In der jüngeren Debat­

te werden Produktionsregime mit ei­

nem hohen Koordinationsgrad zwi­

schen Unternehmen als „koordinier­

te Ökonomien" bezeichnet. Warum 

sollte Sozialpolitik im Interesse von 

Unternehmen liegen? Kündigungs­

schutz und sozialstaatliche Abfede­

rung stärken die Bereitschaft von 

Arbeitnehmern, in ihr branchen­

und unternehmensspezifisches Know­

how zu investieren; sie stärken den 

sozialen Frieden und das Vertrauen 

in die Unternehmen; und soziale Ab-

beitsmarktpolitik andererseits, und 

zwar selbst dann, wenn man den 

Einfluss anderer Faktoren - bei­

spielsweise demographischer Um­

stände, Arbeitslosenquoten, Ge­

werkschaftsstärke und Regierungs­

zusammensetzung - aus den Daten 

herausrechnet. Die Autoren schlie­

ßen, Unternehmen seien nicht per se 

Verfechter neoliberaler Politik. Ihre 

Haltung zum Wohlfahrtsstaat hänge 

von ihrer Fähigkeit ab, langfristig zu 

denken - und damit von der organi­

satorischen Verfasstheit der Arbeit­

geberschaft. 
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Akzeptanz der Arbeitslo­

senunterstützung 

In Ausgabe 2/2000 von Politics and 

Society zeigt die amerikanische Poli­

tologin Isabela Mares (Stanford Uni­

versity): Die Einführung der Arbeits­

losenunterstützung in Frankreich 

1905 und in Deutschland 1927 hatte 

nicht nur die politische Unterstüt­

zung der Gewerkschaften, sondern 

auch von den jeweils dominanten 

Kräften auf Arbeitgeberseite. Aller­

dings stellt die Autorin klar, dass die 

Architekten der Arbeitslosenversiche­

rung nicht Arbeitgeber, sondern Re­

formpolitiker waren. 

Doch konnten sich diese Politiker 

die Kräfteverhältnisse auf Arbeitge­

berseite zu Nutze machen. In 

Deutschland, wo im Gegensatz zu 

Frankreich große Unternehmen do­

minierten, konnte die Akzeptanz der 

Unternehmen für ein Pflichtversiche­

rungsmodell eingeholt werden. Aus 

den verschiedenen Interessen der Be­

teiligten wurde im Verhandlungs­

prozess ein Kompromiss geformt, 

bei dem sowohl Arbeitgeber als auch 

Gewerkschaften von dem Ziel ge­

trieben waren, das aus ihrer Sicht 

schlechteste Ergebnis zu verhindern. 

Dieselbe Autorin beschäftigt sich 

in Nummer 3/2001 der Zeitschrift 

Governance mit der Frühverrentungs­

politik in Frankreich und Deutsch­

land. Noch in den 1960er Jahren 

waren ältere Arbeitnehmer aktive 

Teilnehmer des Arbeitsmarkts. In 

der Krise der Jahre 1966/1967 und 

nach dem Ölpreisschock zeigte sich, 

dass für ältere Arbeitnehmer das Ri­

siko der Arbeitslosigkeit besonders 

hoch war. Sie wurden eine wachsen­

de Klientel des Wohlfahrtsstaats. 

Mit Paragraph 128 des Arbeits­

förderungsgesetzes von 1969 sollte 

älteren Arbeitnehmern ein Rück­

zug vom Arbeitsmarkt ermöglicht 

werden, der nicht mit dem Makel 

der Arbeitslosigkeit behaftet war. 



Arbeitgeber können 

Wohlfahrtsstaat fördern 

Aus diesem Experiment wurde ein 

Dauerzustand, von dem die Unter­

nehmen regen Gebrauch machten. Die 

Beschäftigungsrate der männlichen 

55- bis 64-Jährigen ist in Deutschland 

zwischen 1970 und der Mitte der 

1990er Jahre von 80 auf gut 50 Pro­

zent gesunken. In einigen westlichen 

Industriestaaten haben parallele Ent­

wicklungen stattgefunden. Mit weit­

reichenden Konsequenzen: Die na­

tionalen Renten- und Sozialversiche­

rungssysteme sind unter finanziellen 

Druck geraten. Und es hat sich ge­

zeigt, dass die Frühverrentung ein 

extrem ineffektives Instrument der 

Arbeitsmarktpolitik ist. Wie auch die 

Benchmarking-Gruppe im Bündnis 

für Arbeit herausgestellt hat, schafft 

der Ausschluss älterer Arbeitnehmer 

vom Arbeitsmarkt keine Arbeitsplät­

ze für Jüngere. Wie nicht nur die an­

gloamerikanische Ländergruppe, son­

dern auch Norwegen, Dänemark 

und die Schweiz zeigen, lassen sich 

hohe Beschäftigungsquoten älterer 

Arbeitnehmer sehr wohl mit hoher 

Beschäftigung bei den 15- bis 24-Jäh­

rigen vereinbaren. 

Die exzessive Frühverrentung hat 

sich als hochgradig problematisch er­

wiesen. Alle politischen Anläufe zur 

Beendigung der Frühverrentungs­

praxis sind gescheitert. Warum ge­

lang es Politikern nicht, diesen Pro-

bern, die sozialen Kosten ihrer Poli­

tik auf die sozialen Sicherungssys­

teme abzuwälzen. 

Die Autorin wertet die starke 

Stellung der Großunternehmen als 

den entscheidenden Faktor zur Er­

klärung des Politikstillstands in der 

Frühverrentungsfrage. In Frankreich 

war die Politik bei der Rückgabe der 

Kosten der Frühverrentung an die 

Unternehmen erfolgreicher als in 

Deutschland. Die deutsche Politik 

wird sich dieses Problems, vor dem 

Hintergrund leerer Kassen, über kurz 

oder lang annehmen müssen. Um 

den „ sozial verträglichen" Ausschluss 

älterer Arbeitnehmer vom Arbeits­

markt zu stoppen, wird nicht nur 

der Widerstand der Gewerkschaften, 

sondern auch der Zugriff der Groß­

unternehmen auf die Ressourcen des 

Wohlfahrtsstaats zum Abbau ihrer 

Beschäftigtenzahlen gebrochen wer­

den müssen. 

Schließlich: Die Gefahr von Über­

treibungen und Fehldeutungen ist in 

der Debatte um Arbeitgeberinteres­

sen an Wohlfahrtsstaatlichkeit groß. 

Mit den Worten von Paul Pierson -

er ist Politologe und lehrt an der 

Harvard University - in Ausgabe 

61712000 der Comparative Political 

Studies: Es ist nur ein kleiner Schritt 

von der Berücksichtigung der Ar­

beitgeberseite als einem unter vielen 

Sozialpolitik beeinflussenden Fakto­

ren zu der absurden Behauptung, 

Wohlfahrtsstaaten seien von und für 

Arbeitgeber gemacht worden. Ohne 

zess zu stoppen? Isabela Mares ver- die Durchsetzungskraft von Arbei­

weist auf den immensen Widerstand terbewegung und Reformpolitikern 

nicht nur von Gewerkschaften, son­

dern vor allem der Großunterneh­

men, die ihre Veto-Macht ausspiel­

ten. Die Frühverrentungspolitik er­

öffnet immense Möglichkeiten zur 

Senkung der Beschäftigtenzahlungen, 

ohne die Kosten des sozialen Kon­

flikts zahlen zu müssen. Betriebsbe­

dingte Kündigungen werden vermie­

den. De facto gelingt es Arbeitge-

wären moderne Wohlfahrtsstaaten 

nicht denkbar. Das ist unbestritten. 

Gleichwohl wird in den zitierten 

Zeitschriftenaufsätzen überzeugend 

dargelegt: Die organisatorische Ver­

fasstheit der Arbeitgeberschaft hat 

Auswirkungen auf den Grad an poli­

tischer Unterstützung, der von Un­

ternehmen für wohlfahrtsstaatliche 

Politik eingeholt werden kann. Sozi-

alpolitik kann Unternehmensinter­

essen durchaus entgegenkommen, 

manchmal weniger, manchmal mehr, 

wie die Frühverrentungspraxis zeigt: 

Hier zapfen Un.ternehmen die Res­

sourcen des Wohlfahrtsstaats quasi 

parasitär an. In manchen Sachfra­

gen, bestimmten Situationen und Sek­

toren können dominante Kräfte auf 

Arbeitgeberseite wohlfahrtsstaatliche 

Politik nicht nur akzeptieren, son­

dern sogar aktiv fördern. Im Guten 

wie im Schlechten. • 

s···D-ie· Zeitsch rift~:aufsätze 
-----------·-- ---, 
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